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1 Einleitung

[1] Die Ausgestaltung völkerrechtlicher Instrumente1 scheint im Bereich der Rechtsetzungslehre
häufig eine Nebenrolle zu spielen. Dies mag einerseits daran liegen, dass die Lehre nur bedingt
ihren Einfluss auf die Gestaltung völkerrechtlicher Instrumente ausüben kann. Sie sind nicht zu-
letzt das Ergebnis von Verhandlungen zwischen mindestens zwei Völkerrechtssubjekten, wobei
diese von der jeweiligen nationalen Rechtsordnung geleitet sind. Andererseits ist die Gestaltung
völkerrechtlicher Instrumente von gefestigten diplomatischen Usanzen sowie von Verhandlungs-
geschick und -druck beeinflusst. Im Vordergrund steht weniger die Form als das Ziel, einen für
alle Parteien gewinnberingenden Konsens zu erringen. Formalien, Sprache und Aufbau treten
hier häufig in den Hintergrund (Müller/Uhlmann 2013, 337). Lehre und Rechtsetzung fokus-
sieren sich daher verstärkt und gewinnbringend auf nationalrechtliche Themen wie Publikation,
Vollzug, Abschlusskompetenz und in jüngerer Zeit auch auf die Kompetenzen für die Änderung
und die Kündigung von völkerrechtlichen Instrumenten2 (vgl. dazu auch Chiariello 2020, 2 ff).

[2] Das VBS und insbesondere die Gruppe V verfügen aufgrund einer stetigen Zunahme der An-
zahl völkerrechtlicher Instrumente im Bereich der internationalen militärischen Ausbildungszu-
sammenarbeit über eine inzwischen gefestigte Praxiserfahrung. Neben der Praxis ist auch eine
wissenschaftliche Auseinandersetzung mit der Frage der Zulässigkeit und des Umfangs einer
Subdelegation zum Abschluss völkerrechtlicher Instrumente erwünscht. Das soll am Beispiel der
militärischen Ausbildungszusammenarbeit geleistet werden.

2 Die internationale militärische Ausbildungszusammenarbeit

[3] Bestand und Aufgaben der Armee sind verfassungsrechtlich in Artikel 58 der Bundesverfas-
sung (BV)3 festgelegt (Meyer/Müller 2014, Art. 58 N18). Artikel 1 des Militärgesetzes (MG)4

wiederholt und konkretisiert dies auf Gesetzesebene. Mit Artikel 48 MG schuf der Gesetzgeber
Grundlage und Auftrag, die Angehörigen der Armee im Rahmen der verfassungsmässigen Aufga-
ben auszubilden. Die Ausbildung ist Voraussetzung dafür, dass die Armee – sollte sie aufgeboten
werden – ihre Aufgabe auftragsgemäss erfüllen kann.

1 Der Terminus «völkerrechtliches Instrument» wird in Anlehnung an die Praxis der Gruppe V als Summe aller
rechtsverbindlichen und rechtsunverbindlichen Vereinbarungen zwischen zwei oder mehreren Völkerrechtssubjek-
ten verstanden. Vorliegend beschränken sich die Ausführungen auf rechtsverbindliche Vereinbarungen.

2 Bundesgesetz vom 21. Juni 2019 über die Zuständigkeit für den Abschluss, die Änderung und die Kündigung völ-
kerrechtlicher Verträge, BBl 2019 4465.

3 SR 101.
4 Bundesgesetz vom 3. Februar 1995 über die Armee und die Militärverwaltung SR 510.10.
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[4] Die Ausbildung der Armeeangehörigen findet heute nicht nur in der Schweiz, sondern auch
im Ausland statt. Der Erfahrungsaustausch und die Nutzung von Synergien zwischen den Arme-
en im Bereich der Ausbildung generieren einen veritablen Mehrwert. Aus der Sicht ausländischer
Armeen ist die Schweiz beispielsweise aufgrund ihrer Topografie, die Übungen im hochalpinen
Raum ermöglicht, von besonderem Interesse. Umgekehrt ist die Schweizer Armee daran interes-
siert, beispielsweise in unbebauten und ebenen Gebieten Trainingsflüge durchführen zu können,
was nur im Ausland möglich ist. Die internationale militärische Ausbildungszusammenarbeit
stellt deshalb einen festen Bestandteil der Aktivitäten der Gruppe V und der Schweizer Armee
dar.

[5] Die Abschlusskompetenz für völkerrechtliche Instrumente über die internationale militäri-
sche Ausbildungszusammenarbeit hat der Gesetzgeber in Artikel 48a MG an den Bundesrat de-
legiert. Die Bestimmung lautet:

Art. 48a MG 5

Ausbildung im Ausland oder mit ausländischen Truppen

1 Der Bundesrat kann im Rahmen der schweizerischen Aussen- und Sicherheitspolitik
internationale Abkommen abschliessen über:

a. die Ausbildung schweizerischer Truppen im Ausland;
b. die Ausbildung ausländischer Truppen in der Schweiz;
c. die Ausbildung ausländischer Truppen im Ausland;
d. gemeinsame Übungen mit ausländischen Truppen.

2 Er kann Einrichtungen und Material der Armee für Ausbildungszwecke im interna-
tionalen Rahmen zur Verfügung stellen.

[6] Der Bundesrat kann so die Durchführung konkreter Ausbildungsvorhaben oder Übungen mit
anderen Völkerrechtssubjekten vereinbaren (sog. Durchführungsvereinbarungen). Er kann aber
auch Rahmenabkommen abschliessen. Rahmenabkommen legen Eckwerte wie Umfang der Aus-
bildungszusammenarbeit, Staatshaftung, Einfuhr vonWaffen und Munition zum Zweck der Aus-
bildungszusammenarbeit usw. fest, beziehen sich aber im Gegensatz zur Durchführungsverein-
barung nicht auf ein konkretes Vorhaben.

[7] Die internationale militärische Ausbildungszusammenarbeit setzt stets voraus, dass die Völ-
kerrechtssubjekte den Status der Teilnehmenden regeln. Der Status umfasst wichtige Fragen wie
beispielsweise jene der Strafgerichtsbarkeit sowie der Schadenshaftung, aber auch technisch-
administrative Belange wie die Anerkennung von Führerausweisen. Der Bundesrat wird in
Artikel 150a MG ermächtigt, zu diesem Zweck völkerrechtliche Instrumente abzuschliessen. Pra-
xisgemäss wird in den Rahmenabkommen oder in den Durchführungsvereinbarungen auf das
PfP-Truppenstatut6 verwiesen und dieses für anwendbar erklärt.

5 Eingefügt durch Ziff. I des BG vom 6. Okt. 2000 (AS 2001 2264; BBl 2000 477). Fassung gemäss Ziff. I des BG vom
19. März 2010, in Kraft seit 1. Jan. 2011 (AS 2010 6015; BBl 2009 5917).

6 Übereinkommen vom 19. Juni 1995 zwischen den Vertragsstaaten des Nordatlantikvertrags und den anderen an
der Partnerschaft für den Frieden teilnehmenden Staaten über die Rechtsstellung ihrer Truppen, SR 0.510.1.
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[8] Werden im Rahmen der internationalen militärischen Ausbildungszusammenarbeit klassi-
fizierte Daten gemäss der Informationsschutzverordnung (ISchV)7 ausgetauscht, ist zusätzlich
ein Informationsschutzabkommen notwendig. Die Abschlusskompetenz liegt nach Artikel 150
Absatz 4 MG ebenfalls beim Bundesrat.

[9] Bei den Abschlusskompetenzen nach den erwähnten Artikeln 48a, 150 Absatz 4 soei 150a MG
handelt es sich um sogenannte spezifische oder sektorielle Delegationen8 im Sinne von Artikel
7a Absatz 1 des Regierungs- und Veraltungsorganisationsgesetzes (RVOG)9. Der Bundesrat ist
danach auch zum Abschluss völkerrechtlicher Verträge befugt, die über eine beschränkte Trag-
weite im Sinne von Artikel 7a Absatz 2 RVOG hinausgehen, solange solche Verträge nicht dem
Referendum unterstehen (Tschannen 2016, 619).

[10] Angesichts der stetig zunehmenden internationalen Vernetzung der Armee hat der Bundes-
rat bis heute rund zwanzig Rahmenabkommen mit anderen Staaten und internationalen Organi-
sationen abgeschlossen.10 Zusätzlich schliessen der Bundesrat und die Gruppe V jährlichmehrere
Durchführungsvereinbarungen ab. Die Abschlusskompetenz dieser Durchführungsvereinbarun-
gen ist aus der Sicht der Kompetenzdelegation und damit auch für die Rechtsetzungslehre von
Interesse.

3 Subdelegation von Kompetenzen

3.1 Allgemeines

[11] Bei der Subdelegation wird eine Kompetenz an eine untergeordnete Verwaltungseinheit
übertragen (Häfelin et al. 2020, N1875 ff., m.w.H.). Es handelt sich um eine vertikale Ermäch-
tigung innerhalbe einer Staatsgewalt, wohingegen die Delegation die horizontale Ermächtigung
zwischen den Staatsgewalten meint. Die Subdelegation von Kompetenzen nach Artikel 48a Ab-
satz 1 RVOG kann generell-abstrakt auf dem Weg der Bundesratsverordnung erfolgen (Art. 7
RVOG i.V.m. Art. 22 Abs. 4 des Parlamentsgesetzes, ParlG11) oder konkret mit einem Bundes-
ratsbeschluss (Sägesser 2007, Art. 48a N4).12 Die Subdelegation von Abschlusskompetenzen
unterscheidet sich von der Subdelegation von Rechtsetzungskompetenzen unter anderem da-
durch, dass die Übertragung von Rechtsetzungskompetenzen auf Gruppen und Ämter nur auf
der Grundlage eines Bundesgesetzes zulässig ist (Art. 48 Abs. 2 RVOG).

[12] Eine Subdelegation von Abschlusskompetenzen an eine Verwaltungseinheit unterhalb eines
Bundesamtes ist gesetzlich nicht vorgesehen. Ebenso fehlt eine gesetzliche Grundlage, damit ein

7 Verordnung vom 4. Juli 2007 über den Schutz von Informationen des Bundes, SR 510.411.
8 Botschaft vom 4. Juli 2012 zum Bundesgesetz über die Kompetenz zum Abschluss völkerrechtlicher Verträ-

ge beschränkter Tragweite und über die vorläufige Anwendung völkerrechtlicher Verträge, BBl 2012 7465,
S. 7473–7474.

9 Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz vom 21. März 1997, SR 172.010.
10 Namentlich: Belgien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Ghana, Grossbritannien, Italien,

Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Russland, Schweden, Spanien, Ukraine, UNO und USA. Das Rahmen-
abkommen mit Frankreich (SR 0.512.134.91) wurde neu ausgehandelt und am 23. Nov. 2018 beidseitig unterzeich-
net. Frankreich hat das parlamentarische Genehmigungsverfahren jedoch noch nicht abgeschlossen.

11 Bundesgesetz vom 13. Dez. 2002 über die Bundesversammlung, SR 171.10.
12 Vgl. auch Verwaltungspraxis der Bundesbehörden (VPB) 70.69, C.2.
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Departement seine Abschlusskompetenzen selbstständig an eine untergeordnete Gruppe oder an
ein untergeordnetes Bundesamt subdelegieren kann.

[13] Der Gesetzgeber hat der Regierung inhaltliche Schranken bei der Subdelegation auferlegt.
Subdelegationen an ein Departement sind nur zulässig, wenn sie inhaltlich keine «wichtigen
Regelungsinhalte» umfassen; Artikel 48 RVOG wird hier analog angewendet (Sägesser 2007,
Art. 48a N3)13. Dahingegen sind Subdelegationen an eine Gruppe oder ein Bundesamt ausschliess-
lich für «Verträge von beschränkter Tragweite» i.S.v. Artikel 7a RVOGmöglich. Artikel 7a Absatz
3 RVOG versucht diesen unbestimmten Rechtsbegriff positiv und Absatz 4 negativ zu umschrei-
ben. Der Gesetzgeber strebt damit eine sogenannte Parallelität zwischen den «klassischen» Recht-
setzungskompetenzen und der Abschlusskompetenz für völkerrechtliche Instrumente an.14 Die-
se Auffassung überzeugt, weil mit beiden Kompetenzen unmittelbar materielles Recht gesetzt
werden kann.

[14] Schliesslich sind die ausgeübten, (sub)delegierten Kompetenzen jährlich im Bericht über die
abgeschlossenen völkerrechtlichen Verträge nachzuweisen und der Bundesversammlung zu mel-
den.15 Von vertraulichen oder geheimen Verträgen erhält nur die Geschäftsprüfungsdelegation
Kenntnis (Art. 48a Abs. 2 RVOG).

3.2 Subdelegation durch Verordnung

[15] Im Fall der internationalen militärischen Ausbildungszusammenarbeit hat der Bundesrat
gestützt auf Artikel 48a RVOG seine Kompetenz teilweise der Gruppe V subdelegiert. Artikel 106
Absatz 3 der Verordnung über die Militärdienstpflicht (VMDP)16 besagt:

«Die Gruppe Verteidigung kann, im Einvernehmenmit demVBS, selbstständig Staats-
verträge zur Umsetzung bestehender Rahmenabkommen im Bereich der militärischen
Ausbildungszusammenarbeit nach Artikel 48a MG abschliessen».

[16] Praxisgemäss wird zusätzlich das Einvernehmen der Direktion für Völkerrecht eingeholt. Sie
nimmt so ihre Rolle als Querschnittsamt wahr (Zellweger 2010, 389).

[17] Der Bundesrat setzt mit Artikel 106 Absatz 3 VMDP ein bestehendes Rahmenabkommen
über die für die Ausbildungszusammenarbeit nötigen Eckwerte nach Artikel 48a und 150a MG
voraus. Welche konkreten Inhalte ein Rahmenabkommen vorweisen muss, lässt die Verordnung
offen. Aus der Praxis lassen sich aber klare Mindestanforderungen ableiten, beispielsweise be-
treffend die Normdichte des sachlichen Geltungsbereichs oder den Verweis auf das PfP-Truppen-
statut.17

13 Botschaft RVOG, BBl 1993 III 1098.
14 BBl 2012 7465, 7493.
15 Für das Jahr 2019 im Allgemeinen vgl. BBl 2020 5147 und im Speziellen für die Durchführungsvereinbarungen

über die militärische Ausbildungszusammenarbeit S. 5255–5265.
16 Verordnung vom 22. Nov. 2017 über die Militärdienstpflicht, SR 512.21.
17 Alle rechtsverbindlichen Rahmenabkommen sind in der SR unter der Ziffer 0.512 unter dem Titel «Zusammenar-

beit bei der militärischen Ausbildung» abrufbar.
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[18] Ansonsten ist die erwähnte Subdelegationsnorm ausreichend klar formuliert. Sie bezeichnet
den Adressaten und beschränkt sich auf ein sachlich umgrenztes Gebiet, die Ausbildungszusam-
menarbeit i.S.v. Artikel 48a MG. Zudem nennt sie eine eindeutige Bedingung (das Einvernehmen
des VBS), unter welcher die Kompetenz ausgeübte werden darf.

[19] Artikel 106 Absatz 3 VMDP setzt stillschweigend voraus, dass die Durchführungsverein-
barungen stets von beschränkter Tragweite sind. Eine weitergehende Subdelegation wäre mit
Artikel 48a Absatz 1 RVOG unvereinbar. Bei den heutigen Durchführungsvereinbarungen sind
Regelungsinhalte über die beschränkte Tragweite hinaus jedoch kaum denkbar.

[20] Ein rechtsetzungstechnischer Schönheitsmakel von Artikel 106 Absatz 3 VMDP lässt sich
nicht verbergen. Die Subdelegationsnorm findet sich in den Schlussbestimmungen der Verord-
nung über die Militärdienstpflicht. Aus Sicht der Verordnungssystematik lässt sich diese Positio-
nierung kaum erklären. Die Subdelegationsnorm würde sich im 3. Kapitel zur Ausbildung in der
Armee besser einfügen.

3.3 Subdelegation durch Bundesratsbeschluss

[21] Hat der Bundesrat kein Rahmenabkommen abgeschossen, verbleibt ihm die alleinige Kom-
petenz zum Abschluss von Durchführungsvereinbarungen. In der praktischen Umsetzung hätte
dies zur Konsequenz, dass die Gruppe V für jede internationale militärische Ausbildungszusam-
menarbeit dem Bundesrat Antrag auf Genehmigung stellen müsste. Stattdessen beantragt die
Gruppe V dem Bundesrat einmal jährlich die Kompetenz zum Abschluss von konkreten Durch-
führungsvereinbarungen mittels einer Sammelermächtigung.18 Im Antrag auf eine Sammeler-
mächtigung legt die Gruppe V dem Bundesrat die konkreten geplanten Ausbildungsvorhaben
und Übungen vor. Dies umfasst insbesondere die Nennung der beteiligten Völkerrechtssubjekte,
den Inhalt und den Zeitpunkt der Ausbildung oder Übung sowie die ungefähre Anzahl Schweizer
Teilnehmender.

[22] Der Bundesrat kann seine Kompetenz in Artikel 48a MG nicht generell, d. h. ohne Bezug
auf einen konkreten Sachverhalt, subdelegieren. Dies käme einer Umgehung von Artikel 48a MG
gleich. In der Botschaft zu Artikel 48a MG wird festgehalten, dass der Bundesrat bei der generel-
len Subdelegation nach Artikel 106 Absatz 3 VMDP «aus politischer Sicht seine Kontrolle über
die militärischen Ausbildungsaktivitäten mit dem Ausland» mittels Rahmenabkommen gewähr-
leistet.19 Ohne Rahmenabkommen ist eine generelle Subdelegation somit unzulässig, da die vom
Gesetzgeber gewünschte Kontrolle der Regierung über die Verwaltung fehlt.

[23]Mit der Ermächtigung zumAbschluss vonDurchführungsvereinbarungen regelt der Bundes-
rat auch den Status der Teilnehmenden. Die Gruppe V erhält mit dem betreffenden Bundesrats-
beschluss keine Kompetenz, über Statusfragen selbstständig zu verhandeln und zu entscheiden.
Die subdelegierte Kompetenz für eine konkrete Durchführungsvereinbarung erfolgt immer hin-
sichtlich bzw. unter der Bedingung der Anwendung des PfP-Truppenstatuts. Insofern entscheidet

18 Zuletzt: Medienmitteilung des Bundesrates vom 19. Febr. 2020 betr. Ermächtigung zum Abschluss von Durchfüh-
rungsvereinbarungen (EZAD).

19 BBl 2000 477 S. 486.
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der Bundesrat über diesen Vertragspunkt; oder technisch betrachtet, genehmigt er ihn vorgän-
gig.20

[24] Die Praxis, dem Bundesrat eine Auflistung konkreter Ausbildungsvorhaben und Übungen
mit bestimmten Völkerrechtssubjekten vorzulegen, gilt nicht absolut. So wurde die Gruppe V
mittels Bundesratsbeschluss und einer vergleichsweise offenen Kompetenz ermächtigt, völker-
rechtliche Instrumente über die militärische Ausbildungszusammenarbeit mit der Europäischen
Verteidigungsagentur (EVA) und weiteren Staaten abzuschliessen.21 Konkrete Vorhaben und Ver-
tragspartner sind noch nicht bekannt. Aus rechtlicher Sicht stellt sich die Frage, ob eine solch
offene Subdelegation nicht in einer Verordnung zu verankern und somit auch amtlich zu publi-
zieren wäre. Ein konkreter EVA-Artikel in einer der vielen Trabantenverordnungen des MG wäre
durchwegs zulässig (vgl. dazu Rechsteiner 2015, 68). Dem steht entgegen, dass Bestimmungen
mit der Tendenz zum Einzelfall-Artikel aus rechtsetzungstechnischer Sicht zu vermeiden sind.
Den nun vorliegenden Bundesratsbeschluss als Blankodelegation im Bereich der Ausbildungszu-
sammenarbeit zu taxieren, ginge aber zu weit. Der Beschluss beschränkt sich einerseits auf ein
konkretes Anwendungsfeld, namentlich Ausbildungsvorhaben der EVA, und eingrenzbare Ver-
tragsparteien, namentlich die EVA selbst und ihre 26 Mitgliedstaaten.22 Andererseits wurden
Ausbildungsvorhaben von politisch besonderer Bedeutung explizit von der Subdelegation ausge-
nommen.23 Wo diese Schwelle ungefähr liegen wird – bei Teilnehmenden ausserhalb der EVA
oder der EU, bei langjährigen bzw. unbefristeten Ausbildungsvorhaben, sicherlich aber bei An-
wendung des EU-Truppenstatuts24 – wird sich weisen.

4 Chancen und Herausforderungen

[25] Das Beispiel der internationalen militärischen Ausbildungszusammenarbeit zeigt auf, wie
die im RVOG vorgesehene Subdelegation von Abschlusskompetenzen praktisch umgesetzt wer-
den kann. Das Zusammenspiel von Rahmenabkommen und Durchführungsvereinbarung ermög-
licht es der Verwaltung, stufengerecht Kompetenzen zuzuteilen. Gleichzeitig gewähren Rahmen-
abkommen und das Einvernehmen des Departements eine rechtliche und politische Kontrolle
der Regierung über die Verwaltung. Auf der anderen Seite bietet die Sammelermächtigung ein
wirksames Werkzeug, wie die Verwaltung auch ohne generell-abstrakte Subdelegationsnorm im
sich schnell wandelnden internationalen Umfeld zeitgerecht handeln kann. Eine Eigenschaft, die
gerade in den internationalen Beziehungen die Verwaltung auszeichnet. Gleichzeitig bringen sehr
offene Ermächtigungen wiederum Unklarheiten mit sich über den tatsächlich gewollten Umfang
subdelegierter Kompetenzen.

20 Zur vorgängigen Genehmigung: Gesetzgebungsleitfaden 2019, N498; www.bj.admin.ch Staat & Bürger Legistik
Legistische Hauptinstrumente.

21 Medienmitteilung des Bundesrates vom 11. Dez. 2020, «Schweizer Luftwaffe beteiligt sich an europäischem
Helikopter-Übungsprogram», in fine.

22 D.h. alle EU-Mitgliedstaaten ausser Dänemark.
23 Dasselbe gilt selbstredend für Ausbildungsvorhaben, welche die beschränkte Tragweite übersteuern.
24 Übereinkommen vom 17. Nov. 2003 zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union über die Rechtsstel-

lung des zum Militärstab der Europäischen Union abgestellten beziehungsweise abgeordneten Militär- und Zivil-
personals, der Hauptquartiere und Truppen, die der Europäischen Union gegebenenfalls im Rahmen der Vorberei-
tung und Durchführung der Aufgaben im Sinne des Artikels 17 Absatz 2 des Vertrags über die Europäische Union,
einschliesslich Übungen, zur Verfügung gestellt werden, sowie des Militär- und Zivilpersonals der Mitgliedstaaten,
das der Europäischen Union für derartige Aufgaben zur Verfügung gestellt wird (EU-Truppenstatut).
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